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Verkündet

am 3. März 1960
In Sachen

Beklagten und Revisionsklügcrin,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 4. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 3. März 1960,

an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. B r o c k h'o f f
als Vorsit;ender,

Bundesrichter F e c h n e r ' und

Bundesrichter Dr. D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter Dr. E n g e 1 s und

Bundessozialrichter G ü n t h e r
als ehrenamtliche Beisitzer,

“für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozielgerichts Celle vom 27. Juni 1957 wird

zurückgewiesen„ ‘ '

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Revisionsverfahrens zu erstatten°

Von Rechts wegeno
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T a t b e s t a n d

Der 1885geborenéKläger hält sich seit Jahr2ehntenin Schwe—
den auf, wo er als Spezialarheiter zunächst für deutsche,

.
dann für schwedische Firmen tätig war; im Jahre 1955 erwarb

er unter Aufgabe seiner deutschen die sohwediSche Staatsan—

gehörigkeit. ‘ ' ' ' "

‘ Den im November 1950 geltend gemachten Anspruch auf Alters—
rente — für den alle übrigen Voraussetzungen erfüllt waren —

hat die Beklagte durch Bescheid vom 17. August 1951 Vom 1.Def

zember 1950 an anerkannt mit der Maßgabe, daß die Invaliden—

rente nach 5 1282 der Reichsversicherungsordnung » EVO —
(a.F.) ruhe, weil der Kläger als Ausländer sich gewöhnlich

freiwillig im Ausland aufhalte.

Der Kläger legte gegen diesen Bescheid mit der Begründung,

sein Aufenthalt in Schweden sei nicht als freiwillig anzu—

‚sehen, beim 0berversicherungsamt Hannover Berufung ein, hatte

damit jedoch keinen Erfolg. '

Seine gegen dieses Urteil (vom 11.12.1951) fristgemäß ein—
gelegte weitere Berufung an das Oberverwaltungsgericht in'

Lüneburg ging am 1. Januar 1954 nach @ 215 Abs. 8 des Sozial—
gérichtsgesetzes (SGG) auf des Landessozialgericht Celle

über°

_Das Landessczialgeriéht holte Auskünfte ein, aus denen sich

ergab, daß der Kläger die ihm laufend gewährte schwedische

‚Staatspension bei Verlegung seines Wohnsitzes in das Ausland
nicht mehr erhalten wurde (Auskunft der Konsuler—Abteilung

der Deutschen Gesendtschaft in Stockholm vom 23.901955Ö5 daß
ihm unter den gleichen Umständen auch seine Werkspension

nicht mehr gezahlt werden wurde (Auskunft der früheren Ar—

beitgeberin, L.M‚ Ericssons, Fernsprechgesellschaft,
vom

.
5.9.1955) und daß einer Transferierung seines Kapitals
nach Deutschland zwar im Zeitpunkt der Auskunft (Valutakon—

toret Stockholm vom 10.9.1955) zugestimmt werden würde, daß
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die Erteilung einer derartigen
Zustimmung

zu einem frühe—

ren Zeitpunkt jedoch fraglich gewesen sei„

Das Lendessozialgéricht änderte durch Urteil vom 27. Juni
1957 unter Aufhebung des Urteils des Oberversicherungsemts
den Rentehbescheid der Beklagten dahin eb, daß es die An—

ordnung des Rubens der Rente eufhob und die Zahlung einer

vorläufigen einmaligen Leistung von 2„OOO,—— DM an den

Kläger enordnete° ‘

Das Landessozielgericht legt in seiner Entscheidung, bei

der es ebenfalls nur den Begriff "Freiwilligkeit" des Aus—

lendsaufenthalts als streitig betrachtet, zunächst die alte

Rechtsprechung des Reichsversicherungsemts der: Danach habe

.für die»Annehme einer Unfreiwilligkeit des Auslendseufent—

halts stets der ernsthafte Wille, aus dem Ausland zurückzu—-

kehren, vorhanden sein müssen; dem Rentenberechtigten mußte

es jedoch aus zwingenden Gründen unmöglich gewesen sein,

diesen Willen auszuführen° Als derartig
zwingende Gründe

seien zunächst nur die Gefährdung der Gesundheit, später
aber auch der Verlust von Heimat, Eigentum oder wirtschaft—

lich gesicherten Dasein angesehen worden. üie Rechtspre—
chung nech dem zweiten Weltkrieg sei elsdenn insoweit noch

weiter gegangen (z.B. Breitheupt 1950 S. 815, 1955 S. 976

u;ao)‚ als sie es bei objektiver Unmöglichkeit der Rückkehr
für eine Überforderung angesehen habe, trotzdem den Rücke

'kehrwillen noch zu verlangen, zumal ein solcher innerer Vor—

gang schwer feststellbnr sei und daher dem Rechts kundigen

einen Vorteil
vor dem Unkundigen verschaffen würde‚

Das
Lehdessozialgericht

Celle
hält-diese

Rechtsprechung,

bei der es bei einem berechtigten Ausländer euereiche, daß

eine Zwangslege vorliege, die "seinen Willen bei verstän—

dib ver Würdigung der Sachlage mit Rücksicht auf rechtlich

anerkannte und geschützte Lebensgüter zum Verbleib im Aus—

land“ bestimme, für zutreffend und auch auf den vorliegen—

den Fell für enWendberoa '
i4_
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Eine derartige Zwangslage erblickt das Landessozialgericht

im vorliegenden Fall darin, daß der Kläger und seine Ehefrau

bei der Verlegung ihres Hausstands in die Bundesrepublik

sowohl die ihnen in $chweden gezahlte Rente und Pension
verlieren als auch ihre Wohnung aufgeben müßten, ohne in

- [Deutschland in absehbarer Zeit mit der Zuweisung einer Woh—

nung rechnen zu können. Die Wohnsitzverlegung würde daher

finanzielle Aufwendungen und Opfer erfordern, die in keinem

Verhältnis zu der zu erwartenden deutschen Rente stündenn

Auch wenn der Kläger seit 1955 damit habe rechnen können,}

daß er sein privates Sparkapital aus Schweden nach Deutsch—
llland überweisen dürfe, liege darin nur eine für die Gesamt—

betrachtung nicht entscheidend ins Gewicht'fallende Erleich—

terung. Da somit keine Freiwilligkeit des Auslandsaufent—

halte angenommen werden könne, sondern der Verbleib des

„Klägers durch jene Verhältnisse erzwungen sei, entfielen

die Ruhensvoraussetzungen°

Das Ländessozialgericht hat die Revision gegen sein Urteil

vom 27° Juni 1957 zugelassen° ' '

Die Beklagte hat am 23. September 1957 gegen das ihr am

9. September 1957 zugestellte Urteil unter Antragstellung

Revision eingelegt und diese am 12. Oktober 1957 begründet„

Sie rügt unrichtige Anwendung des 5 1282 RVO (a„F.);

Wenn angenommen werden solle, der ursprünglich völlig frei—

Willige Aufenthalt des Klägers sei später zu einem unfrei—

willigen geworden, so müßte der Kläger trotz des von ihr

im Gegensatz zum Landessozialgericht für erforderlich ge—

haltenen Rückkehrwillens an seiner Rückkehr durch besonde—

re Umstände gehindert sein; dieser Rückkehrwille fehle je—
doch, zumindest sei er nicht festgestellt„

Die Beklagte hat auf den Kläger seit dem lnkrafttreten des
vorläufigen Europäischen Abkommens über die Systeme der

sozialen Sicherheit für den Fall des Alters, der Invalidi—

tät und zugunsten der Hinterbliebenen (BArbBl. 1956 S; 536)

‚_.5—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚_ 5 e

in der Bundesrepublik, d.h. seit dem 1. September 1956,

die RuhenSvorschriften des @ 1282 RVG (s.F.) nicht mehr an—
gewandt und ihm die Rente in derselben Höhe ausgezahlt, in

der sie einem deutschen 5taatsangehörigen in Schweden ge;

zahlt werden wäre°

Die Beklagte hat dementsprechend die Revision in der münd—

lichen Verhandlung vom 3. März 1960 auf den Anspruch des
Klägers auf Auszahlung seiner Rente für die Zeit vor dem

1° September 1956 beschränkt und beantragt, insoweit un—
ter Aufhebung des Urteils des Lendessozialgerichts die Be—

rufung gegen das Urteil des Oberversicherungsamts vom 11.De—

zember 1951 zurückzuweisené

Demgegenüber hat der Kläger kostenpflichtige Zurückweisung

der Revision beantragt°

Er ist der Auffassung, aus seinem Gesamtverhalten während

seines jahrzehntelangen Aufenthalts in Schweden sei eindeutig

Azu entnehmen, daß er stets den “illen zur Rückkehr nach '

Deutschland gehabt habe° Er habe zunächst viele Jahre lang

ohne eigenen Haushalt und festen Wohnsitz mit seiner Frau
in möblierten Unterkünften gelebt. Erst 1935 sei er auf Drän—

gen seiner schwedischen Firma Schwede geworden, was er ben

reits 1930 hätte tun können, aber wegen seires festen Willens,

später nach Deutschland zurückzukehren, damals unterlassen

habeo Erst der Krieg und gesundheitliche Gründe hätten ihn

nach jährelanger Abstandnahms dazu gezwungen, sich in Schwe—
4den einen nur als vorübergehend gedachten eigenen Haushalt
ahzuschaffen und einen festen Wohnsitz Zu nehmen; der Haus—

halt sei mit Rücksicht auf das Rückkehrstreben nur beschei—
‘den in einer kleinen Zweizimmerwohnung eingerichtet und dies

erst nach einem fast 21—jährigen Aufenthalt in Schweden im

Jahre 1944. Er habe auch weder mit der Werkspension noch mit-

der Staatspension von vornherein rechnen können. Von ent—

Scheidender Bedeutung für die Unfreiwilligkeit seines Auf—

enthalts sei es gewesen, daß ihm ein Wechsel seiner Staats—

angehörigkeit nach dem Kriege lange Zeit nicht möglich ge—

wesen sei; ohne diesen Staatsengehörigkcitswechsel würde er
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jedoch keine Zuzugsgenehmigung in Deutschland
bekommen haben.

Alle seine vorsorgliChen Planungen seien durch den Krieg zer—k

stört, ihm bleibe jetzt nichts weiter übrig, als in Schweden-.
zu.bleiben; d0ch sei dies nunmehr zwangsläufig ein unfreiwil—

liger Aufenthalt°

Entscheidungegründe

Die Revision ist fristé und formgerecht unter Antragstellung’

eingelegt und begründet werden; sie ist vom LandeSsozialge—

richt zugelassen und daher statthaft°

Die Revision ist auch zulässig; zwar hat in erster Instanz

noch das Oberversicherungsamt Hannover entschieden; gegen

dessen Urteil war jedoch nach den damaligen Vorschriftenv

ordnungsmäßig (weitere) Berufung an das Oberverwaltungsge—

richt in Lüneburg eingelegt worden, bei welchem "Verwaltungs—

gericht des zweiten Rechtszuges die Sache bei Inkrafttreten

des SGG noch anhängig war";_die Berufung, die auch nach dem

SGGzulässig war, ging daher zu diesem Zeitpunkt nach 5 215

Abs° 8 SGGals Berufung im Sinne des SSGauf das Landessczial4
‘gericht überof ‘

Die Revision ist jedoch sachlich nicht begründet„

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt, wie das angefoch—

tene Urteil zutreffend hervorgehoben hat und wie auch sei—

tens der Parteien übereinstimmend angenommen wird, allein

davon ab, ob der Aufenthalt des Klägers in Schweden.für die

Zeit vom 1. Dezember 1950 (auf den Antrag folgender Monats—

erster) bis zum 51. August 1956 im Sinne des 5 1282 RVO '
(a.F.) als "freiwilligü anzusehen ist. Für die Zeit vom
1. September 1956 an hat die Beklagte der dureh das ”Vor-

läufige Abk0mmenüber die Systemeder Sozialen Sicherheit
. für die ?älle des Alters, der Invalidität und zugunsten der

Hinterbliebenen" geänderten Rechtslage (Gleichstellung der
Ausländer mit den Inländern) bereits durch Rentenzahlung

Rechnung getragen und ihre Revision in der mündlichen Ver—

handlungdementsprechend auf die vorhergehende Zeit beschränkte
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Die Vorschrift; daß bei einem berechtigten Ausländer die
Rente ruht, solange er sich freiwillig gewöhnlich in

Aus—
lend eufhält, gilt heute gleichermaßen in der Unfallver—
sicheruhg (@ 615 Abs. 1 Nr. 3 EVO) wie in der Rentenver—

sicherung (@1282 Nr. 1 EVOe.F.‚ @1283Abs. 1 Nr. 1 EVO
n.r„; %93 bzw, 5 50 EKGe.F.‚ @80 EKGn.F„; @60 Abs. 1
Nr„ 1 AVG naF. — alle Vorschriften gegebenenfalls in Ver—

bindung mit dem Abschnitt II des FredeG vom 7.8.1953),

wenn sie auch infolge der immer.weiter sich erstreckenden
_“Wirksamkeit zwischenstaetlicher‚Gleichbehendlungsregelungen"

an Bedeutung in letzter Zeit sehr verloren het°

Bis zur'Änderung der EVO durch das Gesetz vom 19. Juli 1923

war in dieser Beziehung keinerlei Unterschied zwischen dem

Inländer und dem Ausländer gemacht werden° ‘

Geht man auf den Ursprung jener Regelung zurück, so zeigt

sich, daß zunächst in den Unfallversicherungsgeeetzen vom
60 Juli 1884 und den diese ergänzenden Gesetzen aus den Jah—

ren 1885 und 1886 die 3entenzehlung wie im Inland in gleicher

Weise auch in das Ausland zu erfolgen hatte. Bei den späte—

ren Unfallgesetzen (@ 39 des Bau; und 5 75 des See—Unfallge—
setzes

von 1887) ist den Berufsgenossenschaften bereits die-
IMöglichkeit eingeräumt werden, die Rehtenzahlung bei Auslands—

eufenthalt ruhen zu lassen, während im Invelidene und Ange—4
stelltenvereicherungsgesetz schließlich ein Zwang zum Ruhen

,
vorgeschrieben war. Anlaß zu dieser Regelung waren ursprüng—

lich rein äußerliche, verwaltungsmäßige Schwierigkeiten, die

durch die Zahlung ins Ausland und die dort erheblich umständ—

lichere Kontrolle (des Qbernenmens des Versicherten bzw. der
Nechuntersuchung) verenleßt waren und die bei der Invaliden—

veréicherung infolge der dort zahlreicheren Fälle wesent—

lich stärker ins Gewicht fielen als bei der UnfallVersichee

rung (vgl° AN; 1898 S. 395 Nr. 675); hinzu kam, wie des'

Reichsversicherungsemt in AN. 1898 S. 633 Nr. 694“erWähnt‚

die Erwägung,
daß‘bei-der RentenVersicherung im Gegensatz

zur
Unfällversicherung die Mittel teilweise vom Ausland in

jener Frühzeit der SOzialvereicherung‚'in der dieser
ge—
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danklich immer noch ein Fürsorgecharakter beigelegt wurde,
ein strengerer Maßstab sinnvoll erschien.

Auf den Beweggrund des Auslandsaufenthalts wurde in jenen

_
ersten Regelungen nicht abgestellt. Bei bestimmten Sachlagen

wurde daher bereits damals schon die Anwendung dieser Aus?

nahmen nicht gestattenden Ruhensvorschrift als unbillig

empfunden, besonders dann, wenn der Auienthelt im Ausland

erwiesenermaßen nur aus gesundheitlichen Gründen gewählt‚wor»

den war (vgl. AN. 19053° 279Nr. 1183). Im Entwurf der EVO
wurde dementsprechend zunächst eine Ausnahme von dem huhen

der Rente für den Fall vorgesehen, daß der Versicherte sich

seiner Gesundheit wegen im Ausland aufhielt (wobei die klare

Formulierung der für notwendig gehaltenen Kontrolle schwer

war)° In der Gesetz gewordenen Fassung wurde demgegenüber »»

(© 1513 älteste Fassung) für das Entfallen des Ruhens auf
die auch auf andere Sachverhalte anwendbare '"Unfreiwillig—

keit" des Auslandsaufenthalts abgestellt, indem das Runen

nur noch bei "freiwilligem" Aufenthalt vorgeschrieben war'

(vgl. hierzu auch AN. 1913 s. 735).‚

Im Jahre 1925 schließlich wurde jenes weitgehende Ruben auf

Ausländer beschränkt (5 1314, dann 5 1282 EVO), während bei

Inländern nur noch die aus Ordnungsgründen für erforderlich

gehaltene Vorschrift des Ruhens bei Nichtmitteilung der Auf—

enthaltsangabe (@ 1513, dann 5 1281 EVO) Platz griff.

Dieser Entwicklung entsprechend hat die Praxis und Recht“
eprechung niemals daran gezweifelt‚_daß ein Auslandsauf—

enthalt, der aus "zwingenden Gesundheitsrückéichten" er—'
folgt, mit Rücksicht auf die "Zwangslage, in die der Renten—

berechtigte durch Rücksicht auf seine Gesundheit,-also auf

ein rechtlich anerkanntes und durch die Arbeiterversiche—

rungSgesetze besonders geschütztes Gut, versetzt ist"‚ nicht

als freiwillig gelten kann, “wenn er auch in gewissem Sinne

freiwillig ist" (AN. 1913 s. 735 = EuM. Bd. 1's. 259 —vgl.
auch AN. 1913 S. 737 = EuM.Bd. 2 S. 19; EuM. Bd. 1 S. 258 und

viele andere). Entsprechende gesundheitliche Gründe liegen

_9_
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auch der Entscheidung des SächsiSchen Lahdesversicherungsän““'

amts vom 110 Juli 1925 (EuM° 1921 S. 492) zugrunde, nach der
die im Inland fehlende, im Ausland jedoch mögliche Pflege

eines Versicherten in hohem Alter dessen Auslandsaui‘enthalt
unfreiwillig erscheinen läßt„' '

In seiner Entscheidung vom 2. April 1925 (EuM. Bd. 18 S. 151)

hatte das Bayerische Landesversicherungsamt darüber hinaus :

—ausgeführt, der Ausschluß der Freiwilligkeit dürfe nicht allein
bei gesundheitlicher Zwangslage angenommen werden; nach sei—

ner Meinung konnte nämlich auch der Druck der persönlichen

Lebensverhältnisse, zwingende wirtschaftliche Not, zu den
Gründen gehören, welche Anlaß Zum Aufenthaltswechsel in das

_Ausland geben und das Ruhen ausschließen, wobei man aller— ‚

—dings voraussetzen müsse, daß die Notlage im Inland unerträ—

glich gewesen sein müsse und daß sie durch eigenes Zutun der

betreffenden Person nicht hätte beendet werden können°

13Dieser Auffassung trat das Reichsversicherungsamt in seiner

—Entscheidung.rom26‚ Januar 1926(AN. 1926s. 205) bei: "Soll
{der Aufenthalt im Ausland die Rente zum Ruben bringen, so

muß er auf freier Willenssntschließung des Berechtigten be—

ruhen° An einer solchen fehlt es nicht nur dann, wenn der

Berechtigte sich in einem die freie Willensbestimmung aus—

schließenden Zustand krankhafter Störung der Geistestätig—

keit befindet oder wenn er — abgesehen von dem Fall des

‘ @ 1314 Nr° 2 BVG — einem unwiderstehlich von außen heran—

tretenden gegen seine Person gerichteten Zwange unterliegt°

Die Freiwilligkeit ist vielmehr auch dann ausgeschlossen,

wenn der Berechtigte sich in einer sonstigen Zwangslage be—'

findet, die zWar die freie Willensentschließung nicht völ—

lig ausschaltet, jedoch geeignet ist, den Berechtigten bei
_

verständiger Würdigung der Sachlage mit Rücksicht auf recht—

lich anerkannte und geschützte Lebensgüter
zur Aufenthalts—

nahme im Ausland zu bestimmen, so aus Rücksichten der Ge—

sundheit oder auch zur
Erhaltung eines menschenwürdigen Da—

seins in wirtschaftlicher Beziehung, wie es Art. 151 der

Reichsverfassung als Ziel für alle Inlander im Auge hat„ Ob
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solche Umstände vorliegen, muß im einzelnen Fall festgestellt

werden „.„P„ 1

Da das Ruhen der Rente nur vorgeschrieben ist,
solange

der,

Auslandsaufenthalt freiwillig ist, ist anerkanntermaßen die

Rente wieder zu zahlen, wenn sich der ireiwillige später in

einen unfreiwilligen Äufenthalt. verwend_elt‚__l

Auf der anderen Seite nahm das Reichsversicherungsamt jedoch

stets "Freiwilligkeit" an, wenn eine Rückkehr zwar objektiv

unmöglich geworden war, aber auch der Wille zu einer solchen

Rückkehr fehlte (z.B. AN. 1914 s. 705); selbst durch einen
Antrag auf eine Einreiseerlaubnis würde die Unfreiwilligkeit

des Auslands auienthalts bei sonst dai‘ür sprechender Sachlage

nicht nachgewiesen (BG. 1926 S 271) ‘ "

Nach dem Kriege hat die Rechtsprechung, worauf sich das an;

gefochtene Urteil besonders beruft, neben einer Ausweitung

der als zwingend angesehenen persönlichen Lage des Versicher—

ten (z.B. wenn der Versiéherte infolge Abtretung ursprüng—

lich deutschen Gebietes sich nunmehr im Ausland aufhielt
und dort beheimatet war und Grundeigentum besaß) die Auf—

fassung vertreten,
wenn objektiv eine Rückkehr unmöglich

sei, liege eine Übérfbrderung
vor, trotzdem noch den Nach—

weis des.Rückkehrwillens zu verlangen (Urteil v0m 4.5.1953,

OVßo Schleswig, Breithaupt Bd; 42 S. 976). Begründet wird

diese Rechtsprechung insbesondere damit, daß es sich bei

dem Rückkehrwillen um einen häufig schwer nachweisbaren

inneren Vorgang handele und daß bei einer Aufrechterhaltung

dieser Forderung der rechtlich informierte Versicherte,

der diesen Willen äußerlich kund tue, vor dem normalen, vor
der Ungunst der Verhältnisse resignierenden Versicherten

unbilligerweise bevorzugt werde° }

Diese Rechtsprechung ist, soweit sie den eigenen Rückkehr—

willen des Versicherten Völlig ausklammert bzw. ausklammern

will, nicht haltbar„ Wenn das Gesetz als Merkmal für das Ru—
hen ausdrücklich auf die "Freiwilligkeit" abstellt, so liegt
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es nicht mehr im Rahmen des richterlichen Ermessens bei
der Urteilsfindung, dieses wesentliche Merkmal — sei es
auch immer aus irgendwelchen Gründen — fortfallen zu las—

sen. Eine so gekennzeichnete Auffassung müßte zwangsläufig

dazu führen, daß bei objektiver Unmöglichkeit der Rückkehr

in das Inland die Rente völlig unabhängig davon, ob der

Versicherte ohne jede Zwangsläge zurückkehren wollte oder'

nicht, stets zu zahlen wäre°

Entscheidend kann vielmehr auch in diesen extremen Eällen

ebenso wie in allen anderen nur die Frage sein, ob der Aus;

land3aufenthalt des Versicherten auf seinem eigenen freien,

d.h. demnach nicht durch äußere Umstände erzwungenen Willen

beruht; Hierbei ist jedoch im Sinne des @ 1282 EVO, was in
einigen Entscheidungen offenbar nicht klar erkannt ist,

nicht der philosophische Begriff der Willensfreiheit zu—
grunde zu legen° Selbstverstähdlich geht auch in den Fällen

des durch Krankheit.erforderlich gewordenen Auslandsaufent—

halte der Wille des Versicherten letztlich auf dieses Ver—

weilen im Ausland, aber damit ist dieser Aufenthalt noch

nicht "freiwillig" im Sinne der BVG, d.ho auf den freien,

durch zwingende äußere Umstände unbeeinflußten Willen des
_

Versicherten zurückzuführen; seine Willensbildung ist viel—

mehr durch äußeren übermäßigen Zwangder Verhältnisse ihm '
aufgenötigt und daher unfreiwillig; allerdings nur unter

der selbstverstandlichen‚ aber notwendigen Voraussetzung,

daß sie nicht ohnehin « auch ohne jene Zwangslage — in der—

selben Richtung des Auslandsaufenthalts gegangen wäre. Erst

wenn sich ergibt, daß ohne Berücksichtigung angeblich zwin—

gender äußerer Einflüsse der Wille zur Rückkehr vorliegt

oder doch anzunehmen ist, daß der Berechtigte ohne jenen

"Zwang" gewillt wäre‚ in das Inland zurückzukehren, ent—

steht überhaupt die weitere Frage, ob der jener Einflüsse

wegen letztlich auf ein Verbleiben im Ausland umgebogene

Wille immer noch als frei oder als unfrei, also als era

zwungen anzusehen ist. In dieser Hinsicht wird zu fordern

sein} daß die Zwangslags derartig eindeutig und unabweis—

lich sein muß, daß das Beharren auf einem entgegengesetzten
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bzw. Aufgabe wesentlichster_rechtsgeschützter Güter und Werte

des Versicherten möglich und damit schlechthin unvernunftig

wäre. Solange Vor» und Nachteile des In— und nuslandsaufent—

halte noch sinnvoll gegeneinander abgewogen werden können "

und solange der Versicherte sich dann abschließend für die ihm

aus seiner Sicht vorteilhaftere Lösung entscheidet, liegt
‘immer noch eine echte freiwillige Entscheidung vor; erst wenn

die für den Auslandsaufenthalt sprechenden Gründe ein derar—

tiges Gewicht gewinnen, daß sie mit Notwendigkeit zum Ver» '

ziehen in das Ausland oder Verbleiben im Ausland zwingen,
entfällt im Sinne des 5 1282 EVO (a.F.) die Freiwilligkeit.

‚Es muß daher auch in den Fällen, in denen eine derart gekenn—

zeichnete starke Zwangslage vorliegt, vorab überprüft werden,

ob diese Zwangslage auf den Willen des Versicherten über—

haupt eingewirkt hat bzw. noch einwirkt, d.h. ob der Ver—

sicherte erst und nur durch sie zu einem von seinem sonst

(hypothetisch) gefaßten Willen abweichenden und damit er—

zwungenen Willen gebracht wird, ob er nur aus diesem Grunde

seinem Wunsche, in das Inland zurückzukehren, nicht folgen

konnte. Müßte davon ausgegangen werden, daß der Versicherte

ohnehin nicht an eine Rückkehr denken würde, so kann auch

eine noch so starke Zwangslage seinen Auslandsaufenthalt

nicht zum ”unfreiwilligen" machen (z„B. Verbleiben feindli—

cher Ausländer im Ausland während des Kriegszustahdes).

Es ist daher erforderlich, daß in allen Fällen, in denen ein
versicherter Ausländer die Unfreiwilligkeit seines Auslands—

aufenthalts geltend macht, um das Ruhen der Rente zu besei—

tigen, zunächst geklärt wird, ob er überhaupt rückkehrwillig

ist oder ohne Vorliegen einer Wirklichen Zwangslage sein

würde. Dabei wird sich bei echten Ausländern allerdings häu—
fig ergeben, daß deren Wille ohnehin nicht auf eine Rückkehr

gerichtet ist (vgl. dazu AN. 1918 s. 403 = EuM. Bd. 10 8.214),
während bei einem Inländer nach Lage der Sache ein solcher

Wunsch mit dem Reichsversicherungsamt meist unterstéllt wer—

den kann (AN, 1913 5° 755)°

Das angefochtene Urteil geht von der unzutreffenden Auffas—
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sung aus, daß ein Rückkehrwille nur dann vorliege, wenn
der Wille des Berechtigten trotz v0rliegender Zwangslage

unverändert auf die tatsächliche Rückkehr ausgerichtet ist,
wömit eine Beschränkung auf Fälle objektiver Unmöglichkeit
der Rückkehr (z.B. Gefangenschaft, Transportunfähigkeit
u„ä.) vorgenommen werden müßte, und glaubt deshalb, in

Fällen einer ZWangslage auf einen derartigen "Rückkehr—'

willen" überhaupt verzichten zu müssen. Einen so verstan—

denen "Rückkehrwillen" hat das Landessozialgericht % wie
der Rüge der Beklagten anzugeben ist — daher auch nicht

festgestellt° „

Wenn das angefochtene Urteil jedoch ausführt, zu fordern

sei "das Vorliegen einer Zwangslage, die geeignet ist,

den Willen des Versicherten bei verständiger Würdigung

der Sachlage mit Rücksicht auf rechtlich anerkannte und ge—
schützte Lebensgüter zum Verbleib im Ausland zu bestimmen",

so nimmt es damit an, daß erst unanur das Vorliegen der
Zwangslage den Kläger zum Auslandsaufenthalt bestimmt hat;

es hat mithin auch festgestellt, daß ohne jene Zwangslage

dessen Wille auf die Rückkehr in das Inland gerichtet ge—

Wesen wäre, da sonst nicht davon gesprochen werden könnte,
daß die "Zwangslage" den Willen des Klägers erst noch hätte

bestimmen müssen und können.

Schließlich kommt es noch darauf an, ob der Zwang im vor—1
liegenden Falle ausgereicht hat, den Willen des Klägers

entsprechend zu beeinflussen und damit unfrei zu machen.

Es bestehen keine Bedenken,_mit dem angefochtenen Urteil

die gegebene Sachlage als ausreichend für einen derartigen

Zwang, weiter in Schweden zu bleiben, anzusehen° Der Kla—'

ger, der die Altersgrenze bereits überschritten hatte und

daher mit einer Erwerbstätigkeit in Deutschland nicht mehr

rechnen konnte, und seine Ehefrau würden bei einem Umzug

nach beutschland (selbst wenn er genehmigt werden wäre)

fast aller Uhterhaltsmittel beraubt werden sein; sie hät—

ten züdem nicht mit einer irgendwie angemessenen Unter—

kunft oder Wohnung rechnen können, so daß schon der Ver—
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such einer derartigen Aufgabe des Aufenthalts in Schweden
durchaus unvernünftiä gewesen wäre„

Danach erweist sich der Aufenthalt des Klägers in Schweden
-

als unfreiwillig; die Revisiqn war daher zurückzuweieen‚

Die
Kostenentgoheidung beruht auf 5 195 SGG;
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